
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Welches Deutsche Reich existierte 1937? Das 3. (Hitler-)Reich! Sollen wir von der 

„BRD“ für dumm verkauft werden? 

Welches „Deutsche Reich“ ist gemeint? 

Natürlich nicht das „3. Reich“. 

Gemeint ist das 2. Deutsche Reich. 

Es ist also NICHT untergegangen. 

 

Vollkommen richtig - die „BRD“ ist NICHT 
Rechtsnachfolgerin des 2. Deutschen 
Reiches. 
Lt. IGH_Urteil aus 2012 ist die „BRD“ 
Rechtsnachfolgerin des 3. Reichs. 
 
siehe auch: ZDF Nachrichten vom 
03.02.2012, Petra Gerster, auf „YouTube“ 

ACHTUNG: Täuschungsversuch! Welches Deutsche Reich ist hier denn gemeint? 

Aber die Lösung bietet uns das Grundgesetz für die „BRD“ (Art. 116 (1) gleich mit an: 



Aus dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 31.07.1973 
zum Grundlagenvertrag zwischen der BRD und der DDR - Auszug -  

Orientierungssatz: 
 

Es wird daran festgehalten (vgl zB BVerfG, 1956-08-17, 1 BvB 2/51, BVerfGE 5, 85 
Deutsche Reich den Zusammenbruch 1945 überdauert hat und <126>), daß das 

weder mit der Kapitulation noch durch die Ausübung fremder Staatsgewalt in 
Deutschland durch die Alliierten noch später untergegangen ist; es besitzt nach wie 
vor Rechtsfähigkeit, ist allerdings als Gesamtstaat mangels Organisation nicht 
handlungsfähig. Die BRD ist nicht "Rechtsnachfolger" des Deutschen Reiches, 
sondern als Staat identisch mit dem Staat "Deutsches Reich", - in bezug auf seine 
räumliche Ausdehnung allerdings "teilidentisch". 

Das Grundgesetz - nicht nur eine These der Völkerrechtslehre und der 
Staatsrechtslehre! - geht davon aus, daß das Deutsche Reich den Zusammenbruch 
1945 überdauert hat und weder mit der Kapitulation noch durch Ausübung fremder 
Staatsgewalt in Deutschland durch die alliierten Okkupationsmächte noch später 
untergegangen ist; das ergibt sich aus der Präambel, aus Art. 16, Art. 23, Art. 116 
und Art. 146 GG. Das entspricht auch der ständigen Rechtsprechung des 
Bundesverfassungsgerichts, an der der Senat festhält. 

Das Deutsche Reich existiert fort (BVerfGE 2, 266 (277); 3, 288 (319 f.); 5, 85 (126); 
besitzt nach wie vor Rechtsfähigkeit6, 309 (336, 363)), , ist allerdings als 

Gesamtstaat mangels Organisation, insbesondere mangels institutionalisierter 
Organe selbst nicht handlungsfähig. Im Grundgesetz ist auch die Auffassung vom 
gesamtdeutschen Staatsvolk und von der gesamtdeutschen Staatsgewalt "verankert" 

Verantwortung für "Deutschland als Ganzes" tragen - auch - (BVerfGE 2, 266 (277)). 
die vier Mächte (BVerfGE 1, 351 (362 f., 367)). 

Mit der Errichtung der Bundesrepublik Deutschland wurde nicht ein neuer 
westdeutscher Staat gegründet, sondern ein Teil Deutschlands neu organisiert (vgl. 
Carlo Schmid in der 6. Sitzung des Parlamentarischen Rates - StenBer. S. 70). Die 
Bundesrepublik Deutschland nicht "Rechtsnachfolger" des Deutschen ist also 
Reiches, sondern als Staat identisch mit dem Staat "Deutsches Reich", - in bezug 
auf seine räumliche Ausdehnung allerdings "teilidentisch", so daß insoweit die 

Die Bundesrepublik umfaßt Identität keine Ausschließlichkeit beansprucht. also, 
nicht das ganze Deutschlandwas ihr Staatsvolk und ihr Staatsgebiet anlangt, , 

unbeschadet dessen, daß sie ein einheitliches Staatsvolk des Völkerrechtssubjekts 
"Deutschland" (Deutsches Reich), zu dem die eigene Bevölkerung als untrennbarer 
Teil gehört, und ein einheitliches Staatsgebiet "Deutschland" (Deutsches Reich), zu 
dem ihr eigenes Staatsgebiet als ebenfalls nicht abtrennbarer Teil gehört, 

Sie beschränkt staatsrechtlich ihre Hoheitsgewalt auf den anerkennt. 
"Geltungsbereich des Grundgesetzes" (vgl. BVerfGE 3, 288 (319 f.); 6, 309 (338, 
363)), fühlt sich aber auch verantwortlich für das ganze Deutschland (vgl. Präambel 

Derzeit besteht die Bundesrepublik aus den in Art. 23 GG des Grundgesetzes). 
genannten Ländern, einschließlich Berlin; der Status des Landes Berlin der 
Bundesrepublik Deutschland ist nur gemindert und belastet durch den sog. 
Vorbehalt der Gouverneure der Westmächte (BVerfGE 7, 1 (7 ff.); 19, 377 (388); 
20, 257 (266)). Die Deutsche Demokratische Republik gehört zu Deutschland und 
kann im Verhältnis zur Bundesrepublik Deutschland nicht als Ausland angesehen 
werden (BVerfGE 11, 150 (158)). Deshalb war z. B. der Interzonenhandel und ist der 

http://www.principality-of-sealand.ch/pdf/BverfG1973_DR.pdf
http://www.principality-of-sealand.ch/archiv/carlo_schmid.html


ihm entsprechende innerdeutsche Handel nicht Außenhandel (BVerfGE 18, 353 
(354)). 


